Mit den Regierungen von Lula in Brasilien und Tabaré Vazquez in Uruguay wird auch die Linke von der hegemonialen Krise getroffen, die die lateinamerikanischen Gesellschaften seit der Erschöpfung des neoliberalen Modells erfahren. Regierungen, die im Zuge des Widerstands gegen die neoliberalen Politiken gewählt wurden, und in der Vergangenheit einen wichtigen Teil der Linken in ihren Ländern repräsentierten, setzten sich zwar gegen diejenigen Parteien durch, die die neoliberalen Politiken auf dem Weg gebracht haben. Doch haben auch sie den neoliberalen Pfad nicht wirklich verlassen. Noch ist es zu früh, um etwas über die möglichen Regierungen von Lopez Obrador in Mexiko und Evo Morales in Bolivien zu sagen. Aber auch in diesen Ländern besteht das Risiko einer Anpassung an das neoliberale Programm. Und die argentinische Regierung von Nestor Kirchner hat bislang, trotz kühner Initiativen (wie der Neuverhandlung der Auslandsschulden und des Widerstands gegen die Erhöhung der Benzinpreise) keine wirklich andere Wirtschaftspolitik implementiert. Auch die Versuche der sozialen Bewegungen, die neoliberalen Regierungen aus der Macht zu drängen, sind Bestandteil dieser Krise. Ecuador bildet das beste Beispiel für ein Land, in dem die sozialen Bewegungen eine unpopuläre Regierung stürzen, eine neue Regierung an die Machst bringen, sich jedoch wiederholt verraten fühlen, und in die Opposition zurückkehren. Sowohl die Spaltung der indigenen Bewegungen, als auch die Differenzen innerhalb der bolivianischen Linken, verweisen auf ein Dilemma: Es herrscht Uneinigkeit über die Frage, ob man sich auf den institutionellen Weg einlässt, der soziale Bewegungen mit formalen politischen Akteuren zusammenbringt, oder ob man lieber nach Formen einer alternativen Politik außerhalb der bestehenden politischen Institutionen suchen soll. Die Strategie der Zapatisten etwa verbindet die Frage der Befreiung der indigenen Bevölkerung in Chiapas unmittelbar mit der Emanzipation der gesamten mexikanischen Unterklassen. Anerkannt wird damit die Notwendigkeit eines nationalen politischen Programms, einer Politik, die auf eine neue Ordnung abzielt, dabei aber vor allem auch die Konstruktion eines

